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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  welche Gebäude in Landesbesitz derzeit saniert oder neu gebaut werden;

2.  welche Sanierungen bzw. Neubauten in den nächsten beiden Jahren (2022 und 
2023) geplant sind;

3.  welche elektrische Leistung die jeweiligen geplanten PV-Anlagen haben, die 
auf den Dächern und Fassaden (der unter Ziffer 2 genannten Bauten) entstehen 
sollen;

4.  auf welche der unter Ziffer 1 oder Ziffer 2 genannten Gebäude aus welchen 
Gründen keine PV-Anlage installiert wird, wie groß die jeweilige Dachfläche 
ist und welche Leistung dort erzielt werden könnte;

5.  wie sie den Begriff „wirtschaftlich“ bei der Entscheidung für eine Installation 
einer PV-Anlage definiert und in welchem Ablauf diese Entscheidung durch 
welche Stellen getroffen wird;

6.  wie sie gedenkt sicherzustellen, dass ab sofort auf allen Sanierungsobjekten 
und Neubauten des Landes PV-Anlagen installiert werden;

7.  welche Landesgebäude seit 2019 ohne PV-Anlage gebaut oder generalsaniert 
wurden und wie groß die jeweilige Dachfläche sowie die erzielbare Leistung 
ist;

Antrag
des Abg. Gernot Gruber u. a. SPD

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Finanzen

Photovoltaik-Anlagen (PV-Anlagen) auf Landesgebäuden
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8.  auf welchen Gebäuden gemäß Ziffer 7 eine PV-Anlage nachträglich errichtet 
werden könnte bzw. aktuell geplant ist.

25.10.2021

Gruber, Fink, Rolland, Steinhülb-Joos, Ranger SPD

B e g r ü n d u n g

Die Denkschrift 2021 des Rechnungshofs Baden-Württemberg zeigt die mangeln-
de Nutzung von Landesgebäuden zur Entwicklung von PV-Anlagen deutlich auf. 
Mit der von der Landesregierung jüngst beschlossenen Photovoltaik-Pflicht für 
Neubauten im privaten Bereich fordert die Landesregierung Leistungen seitens 
der Bürgerinnen und Bürger, welche sie selbst aber nur unzureichend erfüllt, wie 
der jüngst eröffnete Neubau an der Universität Ulm deutlich macht. Hier wurde 
ein Landesgebäude neu errichtet ohne eine zeitgemäße PV-Anlage zu installieren. 
Dieser Antrag soll die Kriterien und den möglichen Umfang für PV-Anlagen auf 
Landesgebäuden in Erfahrung bringen.

S t e l l u n g n a h m e * )

Mit Schreiben vom 18. November 2021 Nr. FM4-3344-4/2/4 nimmt das Minis-
terium für Finanzen im Einvernehmen mit dem Ministerium für Umwelt, Klima 
und Energiewirtschaft zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1. welche Gebäude in Landesbesitz derzeit saniert oder neu gebaut werden;

2.  welche Sanierungen bzw. Neubauten in den nächsten beiden Jahren (2022 und 
2023) geplant sind;

3.  welche elektrische Leistung die jeweiligen geplanten PV-Anlagen haben, die 
auf den Dächern und Fassaden (der unter Ziffer 2 genannten Bauten) entstehen 
sollen;

4.  auf welche der unter Ziffer 1 oder Ziffer 2 genannten Gebäude aus welchen 
Gründen keine PV-Anlage installiert wird, wie groß die jeweilige Dachfläche 
ist und welche Leistung dort erzielt werden könnte;

Zu 1. bis 4.:

Im Staathaushaltsplan (StHPl) 2020/2021 sind 268 laufende Große Baumaßnahmen 
mit Gesamtbaukosten (GBK) von jeweils über 2 Millionen Euro – davon 16 Pla-
nungsraten und 252 Baumaßnahmen – einzelveranschlagt, die durch den Landes-
betrieb Vermögen und Bau Baden-Württemberg (VB-BW) betreut werden. In der 

_____________________________________

*)  Nach Ablauf der Drei-Wochen-Frist eingegangen.
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Anlage 1 sind die 132 im Bau befindlichen im StHPl etatisierten Großen Baumaß-
nahmen aufgelistet inklusive des aktuellen Planungsstands der im Rahmen dieser 
Maßnahmen geplanten PV-Anlagen.

Darüber hinaus werden durch den Landesbetrieb VB-BW eine Vielzahl kleinerer 
Maßnahmen sowie der regelmäßige Bauunterhalt bei den rund 8.000 Landesge-
bäuden und zahlreichen Anmietungen umgesetzt. Eine Aufzählung dieser Maß-
nahmen ist aufgrund des enormen Umfangs und damit verbundener Einzelab-
fragen bei den zuständigen Ämtern des Landesbetriebs VBBW mit vertretbarem 
Aufwand nicht leistbar. 

Die im Regierungsentwurf zum StHPl 2022 enthaltenen Großen Baumaßnahmen 
sind aktuell in Planung und in der Anlage 2 aufgeführt. Auch hier sind aktuelle 
Planungsstände zu den PV-Anlagen enthalten. Maßnahmen, deren Etatisierung 
für den StHPl 2023/2024 angestrebt wird, sind in den Anlagen nicht berücksich-
tigt.

Die Maßnahmen, in denen eine PV-Anlage nicht geplant wird, sind in den An-
lagen 1 und 2 mit dem jeweiligen Grund erfasst. Bei Maßnahmen, die ausgehend 
von ihrem Leistungsumfang nicht für die Errichtung von PV-Anlagen geeignet 
sind, wurde als Grund „Maßnahme für PV ungeeignet“ angegeben. Dies betrifft 
beispielsweise Infrastrukturmaßnahmen, die Errichtung oder Sanierung von Stütz-
mauern und ähnliche Vorhaben. Angaben zur Größe der jeweiligen Dachfläche 
sowie zur theoretisch möglichen PV-Leistung konnten mit vertretbaren Aufwand 
in der Kürze der Zeit nicht ermittelt werden. Grundsätzlich sollen alle geeigneten 
Dächer mit PV-Anlagen belegt werden.

5.  wie sie den Begriff „wirtschaftlich“ bei der Entscheidung für eine Installation 
einer PV-Anlage definiert und in welchem Ablauf diese Entscheidung durch 
welche Stellen getroffen wird;

Zu 5.:

Die Wirtschaftlichkeit einer PV-Anlage bestimmt sich bislang nach dem Leitfaden 
zur Planung, Bau und Betrieb von Photovoltaikanlagen „PV-Anlagen in landes-
eigenen Liegenschaften“ des Landesbetriebs VBBW. Die folgenden in einer Vor-
planung ermittelten anlagenspezifischen Kennwerte fließen in die Wirtschaftlich-
keitsbetrachtung ein: 

• geplante zu installierende PV-Leistung
• erwarteter PV-Stromertrag
• Beginn der geplanten Netzeinspeisung
• Eigenverbrauchsanteil
• Investitionskosten einschließlich Planungskosten.

Die Wirtschaftlichkeit einer PV-Anlage ist grundsätzlich gegeben, wenn bei der 
Errichtung im Zuge einer Neubaumaßnahme oder grundlegenden Sanierung die 
Wirtschaftlichkeitsberechnung einen positiven Kapitalwert ergibt. Bei der Errich-
tung einer PV-Anlage als eigenständige Baumaßnahme soll eine Amortisations-
zeit von maximal 20 Jahren erreicht werden. Die durchschnittliche Amortisations-
zeit von PV-Anlagen bei landeseigenen Dachflächen liegt bei 14 Jahren. Grund-
sätzlich sind PV-Anlagen auf landeseigenen Liegenschaften auf einen möglichst 
hohen Anteil der Eigennutzung des PV-Stroms auszurichten. Bei gegebener Wirt-
schaftlichkeit gemäß PV-Leitfaden ist die Größe der PV-Anlage zu maximieren. 

Dachflächen, die sich zur Errichtung von PV-Anlagen grundsätzlich eignen, bei 
denen aber die Wirtschaftlichkeit bei Eigenbetrieb, zum Beispiel wegen geringem 
Eigenverbrauch, nicht gegeben ist, sollen gemäß den aktuellen Regelungen im 
Rahmen von Ausschreibungen Dritten zur Verpachtung angeboten werden. Ziel 
ist es, auf so vielen Dachflächen wie möglich PV-Anlagen zu installieren.
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Die Vorgaben zur Wirtschaftlichkeit von PV-Anlagen beim Landesbetrieb VBBW 
decken sich mit den Vorgaben der Landeshaushaltsordnung. 

6.  wie sie gedenkt sicherzustellen, dass ab sofort auf allen Sanierungsobjekten 
und Neubauten des Landes PV-Anlagen installiert werden;

Zu 6.:

Das im Jahr 2020 fortgeschriebene Energie- und Klimaschutzkonzept für landes-
eigene Liegenschaften sieht bereits vor, dass bei Neubaumaßnahmen und geeig-
neten Baumaßnahmen im Bestand PV-Anlagen als Bestandteil der Baumaßnah-
men errichtet werden. Bestandteil der für den Landesbau geltenden Regelungen 
sind – über die neuen gesetzlichen Regelungen des Klimaschutzgesetzes Baden-
Württemberg zu PV-Anlagen hinaus – auch umfassende Maßnahmen zur Errich-
tung von PV-Anlagen im landeseigenen Gebäudebestand unabhängig von Bau-
maßnahmen.

Das Ministerium für Finanzen passt derzeit das Energie- und Klimaschutzkon-
zept für landeseigene Liegenschaften im Zusammenhang mit der Novellierung 
des Klimaschutzgesetzes an die darin enthaltene Maßgabe einer klimaneutralen 
Landesverwaltung bis 2030 an. Zum Beispiel soll das Tempo zur Ausstattung lan-
deseigener Gebäude mit PV-Anlagen deutlich erhöht werden. 

7.  welche Landesgebäude seit 2019 ohne PV-Anlage gebaut oder generalsaniert 
wurden und wie groß die jeweilige Dachfläche sowie die erzielbare Leistung 
ist;

8.  auf welchen Gebäuden gemäß Ziffer 7 eine PV-Anlage nachträglich errichtet 
werden könnte bzw. aktuell geplant ist.

Zu 7. und 8.:

Der Rechnungshof Baden-Württemberg hat im Rahmen der regelmäßigen Prüfun-
gen großer Bauvorhaben des Landes 26 Dachflächen von großen Neubauten oder 
Generalsanierungen lokalisiert, die trotz grundsätzlicher Voraussetzungen bisher 
nicht mit einer PV-Anlage ausgestattet sind. Hinsichtlich dieser Maßnahmen wird 
auf den Beitrag Nr. 19 der Denkschrift 2021 des Rechnungshofes verwiesen, die 
am 19. Juli 2021 veröffentlicht wurde. Diese Gebäude sollen mit PV-Anlagen 
nachgerüstet werden. Bei einem Teil der betroffenen Gebäude wurden bereits 
Vorhaltungen für PV-Anlagen vorgesehen. 

Ergänzend zu den im Beitrag Nr. 19 der Denkschrift 2021 vom Rechnungshof un-
tersuchten Baumaßnahmen gibt es weitere Landesgebäude, die alle vor der Fort-
schreibung des Energie- und Klimaschutzkonzeptes 2020 geplant und seit 2019 
gebaut oder generalsaniert wurden und bei denen keine PV-Anlagen errichtet 
wurden. Diese Baumaßnahmen sowie Gründe für die Nichterrichtung von PV-
Anlagen sind in der nachfolgenden Tabelle aufgeführt. 
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Dr. Splett
Staatssekretärin
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